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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Nachdem sich der Nationalrat schon bei der Revision der Strafprozessordnung
vergeblich dafür eingesetzt hatte, die Justice restaurative in den schweizerischen
Strafprozess zu integrieren, hiess er die Motion der RK-SR, die ebendies forderte,
wenig überraschend gut. Als Zweitrat überwies er den Vorstoss in der Frühjahrssession
2022 mit 120 zu 52 Stimmen an den Bundesrat. Im Gegensatz zur StPO-Debatte, wo sie
sich mehrheitlich skeptisch gezeigt hatte, stimmte hier auch die Mitte-Fraktion
geschlossen zu. Dagegen votierten die geschlossene SVP-Fraktion und die Waadtländer
FDP-Vertreterin Jacqueline de Quattro (fdp, VD). 1

MOTION
DATUM: 02.03.2022
KARIN FRICK

Innere Sicherheit

Für Personen, die eine terroristische Straftat begangen haben, sollen ähnliche Auflagen
für eine Haftentlassung gelten wie für extrem gefährliche Sexual- und Gewaltstraftäter,
forderte FDP-Nationalrätin Jacqueline de Quattro (VD) mit einer im November 2020
eingereichten Motion. Vor Entlassung einer Person aus der Untersuchungshaft oder
dem Strafvollzug sowie für den Urlaub bei therapeutischen Massnahmen werde deren
Gefährlichkeit nämlich nicht unabhängig und nicht in jedem Fall geprüft. Im Gegensatz
dazu seien für die Entlassung aus der lebenslänglichen Verwahrung Gutachten von
mindestens zwei unabhängigen Sachverständigen erforderlich. Für Personen, die
mutmasslich eine terroristische Bedrohung darstellen, forderte sie deshalb die
Erstellung zweier unabhängiger psychiatrischer Gutachten sowie von Berichten durch
die Sicherheitsbehörden (Polizei, Staatsanwaltschaft, Nachrichtendienst), um die
terroristische Bedrohung besser beurteilen zu können. In der Begründung ihres
Vorstosses verwies die Motionärin unter anderem auf den Messerangriff von Morges, wo
der mutmassliche Täter wenige Monate zuvor aufgrund eines positiven psychiatrischen
Gutachtens aus dem Gefängnis entlassen worden sei.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Die geltenden Bestimmungen für
die Untersuchungs- und Sicherheitshaft verlangten die Abklärung, ob eine Person eine
ernsthafte Gefahr für die Sicherheit anderer darstelle, und bei schweren Gewalttaten
müsse die Rückfallgefahr zwingend nach wissenschaftlichen Kriterien beurteilt werden.
Ein allfälliger terroristischer Beweggrund werde davon bereits erfasst, argumentierte
die Regierung in ihrer Stellungnahme. Für Fälle, in denen die Täterinnen und Täter die
Gefährlichkeitsvoraussetzungen für eine Verwahrung nicht erfüllten, habe er im Zuge
der Umsetzung einer Motion der RK-NR (Mo. 16.3002) Verbesserungspotenzial
festgestellt und entsprechende Vorschläge in die Vernehmlassung gegeben, so der
Bundesrat weiter. So schlage er unter anderem Überwachungs- und
Betreuungsmassnahmen nach Beendigung des Strafvollzugs vor. Zudem ermöglichten es
die neuen Präventivmassnahmen für terroristische Gefährderinnen und Gefährder den
Behörden, potenziell gefährliche Personen gezielt zu überwachen. Angesichts all dieser
bereits bestehenden Instrumente gewährleisteten die geforderten zusätzlichen
Gutachten nicht mehr Sicherheit und schüfen eine kaum erklärbare Unterscheidung
zwischen Personen mit und ohne terroristischem Hintergrund, schloss die Regierung.
In der Herbstsession 2022 nahm der Nationalrat den Vorstoss mit 100 zu 78 Stimmen
bei 3 Enthaltungen dennoch an. Dabei setzte sich die bürgerliche Mehrheit gegen den
Widerstand von SP, GP und GLP durch. 2

MOTION
DATUM: 22.09.2022
KARIN FRICK

Auf Antrag seiner Kommission für Rechtsfragen lehnte der Ständerat in der
Frühjahrssession 2023 die Motion de Quattro (fdp, VD) stillschweigend ab, die
verlangte, dass die terroristische Bedrohung, die von einer Person ausgeht, vor deren
Freilassung besser beurteilt wird. Es bestehe kein Handlungsbedarf, da das geltende
Recht bereits sicherstelle, dass die Gefährlichkeit einer Person vor deren Freilassung
sorgfältig geprüft werde, argumentierte die Kommission. Ausserdem stünden mit den
polizeilichen Massnahmen zur Terrorismusbekämpfung nun Instrumente zur Verfügung,
um potenziell gefährliche Personen besser zu überwachen. 3

MOTION
DATUM: 07.03.2023
KARIN FRICK
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Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Ende 2021 reichten sechs Nationalrätinnen verschiedenster Parteien sechs identische
parlamentarische Initiativen ein, die forderten, dass Aufrufe zu Hass und Gewalt
aufgrund des Geschlechts der Antirassismus-Strafnorm (Art. 261bis StGB) unterstellt
werden. Die Initiantinnen – Min Li Marti (sp, ZH; Pa.Iv. 21.513), Marianne Binder-Keller
(mitte, AG; Pa.Iv. 21.514), Jacqueline De Quattro (fdp, VD; Pa.Iv. 21.515), Sibel Arslan
(basta, BS; Pa.Iv. 21.516), Lilian Studer (evp, AG; Pa.Iv. 21.522) und Kathrin Bertschy (glp,
BE; Pa.Iv. 21.527) begründeten ihr Anliegen mit der weiten Verbreitung von Gewalt und
Hass an Frauen, der mit einem klaren Signal – wie demjenigen der Unterstellung unter
die Antirassismus-Strafnorm – Einhalt geboten werden könnte. Ob neben der sexuellen
Orientierung auch Diskriminierungen und Hass aufgrund der Geschlechtsidentität in die
Antirassismus-Strafnorm aufgenommen werden sollten, war auch bereits während der
Beratungen zur Umsetzung der parlamentarischen Initiative Reynard (sp, VS; Pa.Iv.
13.407) diskutiert worden, die im Februar 2020 an der Urne bestätigt worden war. Die
erstberatende RK-NR, die sich Ende Juni 2022 über die sechs neuen
parlamentarischen Initiativen beugte, gab diesen mit 16 zu 6 Stimmen Folge. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.06.2022
MARLÈNE GERBER

1) AB NR, 2022, S. 83 ff.; Bericht RK-NR vom 3.2.22
2) AB NR, 2022, S. 1667
3) AB SR, 2023, S. 129; Bericht RK-SR vom 14.2.23
4) Medienmitteilung RK-NR vom 24.6.22
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